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So steht es geschrieben
VON RUDOLF TASCHNER
Ein Vorschlag.

T homas Köhler und Christian Mer-
tens hatten vor Kurzem in der „Pres-
se“ unter dem Titel „Im Trommel-

wirbel der Gehirnwäsche“ einen Gast-
kommentar verfasst, worin sie vorschla-
gen, nicht mehr zwischen „linken“ und
„rechten“ Parteien, sondern zwischen
„programmatischen“ und „populisti-
schen“ Parteien zu unterscheiden.

Dies entspricht der Erkenntnis von
Franz Müntefering, der in seinem letzten
Interview in der „Zeit“ gemeint hatte, die
Einteilung in linke und rechte Lager sei
eigentlich ein „Quatsch“: „Ist die Frage,
wie man sich zu Afghanistan verhält, eine
Linksfrage, ist das eine Rechtsfrage? Das
Links-rechts-Schema halte ich für ziemli-
chen Stuss. Die Linkspartei macht doch
keine linke Politik. Das ganze Spektrum
stimmt nicht mehr, die Politik ist ein
Kreis, wo sich die Vagabunden hinterm
Vorhang wieder treffen. Das Populistische
ganz links außen ist nicht weit weg von
dem, was ganz rechts außen populistisch
ist.“
Da stellt sich – wieder nach Österreich
zurückgekehrt – die Frage, ob in der hei-
mischen Parteienlandschaft die langfristi-
gen Entwürfe der sich „programmatisch“
nennenden Parteien klar hervortreten.
Daran darf man zweifeln. Vor zwei Gene-
rationen war dies noch ganz anders, da-
mals waren die Konturen deutlich erkenn-
bar. Vor allem wurden diese der Öffent-
lichkeit mithilfe der von den Parteien he-
rausgegebenen Medien wie der „Arbeiter-
zeitung“ oder dem „Volksblatt“ vermittelt.

Es hat natürlich keinen Sinn, für eine Re-
naissance dieser Gazetten einzutreten.
Aber es wäre überlegenswert, dass sich Par-
teien, die behaupten, richtungweisende
Vorstellungen für die Gestaltung der Zu-
kunft des Landes zu erstellen, entschließen,
diese – monatlich oder gar wöchentlich – in
Zeitschriften einer breiten Öffentlichkeit
vorzulegen, zur Diskussion zu stellen. Mag
sein, dass damit kein gewinnbringendes
Unternehmen geführt wird, aber der Vorteil
ist darin gar nicht zu suchen.

Sondern vielmehr in der Tatsache, dass
man sich deutlich vom Populismus ab-
grenzt, dem es von Natur her nicht ge-
lingt, ein in sich stimmiges, den Proble-
men des Landes gerecht werdendes und
langfristig angelegtes Konzept vorzule-
gen, der vielmehr von der augenblickli-
chen emotionalen Lage, wie der Boule-
vard sie vermittelt, zu profitieren sucht.
Und es ist klar, dass ein derartiges Maga-
zin nicht altbacken zu gestalten wäre,
sondern attraktiv und schwungvoll. Man
halte nicht dagegen, dass der Zeitschrif-
tenmarkt derzeit eher im Verwelken als
im Aufblühen sei: So plant Stefan Aust die
Herausgabe eines neuen politischen Ma-
gazins, allen Unkenrufen über unterge-
hende Gazetten zum Trotz.

Wie wohltuend wäre es, die Positionen
von Politikern, mag man sie „links“ oder
„rechts“ einordnen, schriftlich wohlfor-
muliert schwarz auf weiß so vor Augen
gelegt zu bekommen, dass man in der
gleichen Zeitschrift darauf antworten und
den Diskurs eröffnen kann.
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Die Autorität des Hohen Repräsentanten wurde beschädigt
GASTKOMMENTAR VON PADDY ASHDOWN, WOLFGANG PETRITSCH UND CHRISTIAN SCHWARZ-SCHILLING
Bei Verhandlungen über die Zukunft
Bosnien und Herzegowinas – wie
soeben in Butmir – muss der Hohe
Repräsentant von Anfang an voll
eingebunden sein. Und Visafreiheit für
die Bosnier darf keinesfalls als
politisches Druckmittel dienen.

W ir begrüßen, dass die Europäische
Union und die Internationale Ge-
meinschaft Bosnien und Herzego-

wina wieder ernsthafte Aufmerksamkeit
schenken. Andererseits hat die Art und
Weise, wie die Butmir-Initiative vorbereitet
wurde, die Autorität und die Integrität des
Hohen Repräsentanten der Internationa-
len Gemeinschaft und des zukünftigen
Sonderbeauftragten der EU beschädigt. Es
ist notwendig, den Vertreter der Internatio-
nalen Gemeinschaft in Bosnien und Herze-
gowina in diesen Prozess einzubinden, um
eine angemessene und würdevolle Beendi-
gung des Prozesses der Friedensimple-
mentierung zu ermöglichen.

Bosnien und Herzegowina kann nur von
der Internationalen Gemeinschaft unter-
stützt werden, wenn wir alle ruhig, integ-
rierend, nicht-antagonistisch sowie trans-
parent, in bestem Glauben und auf der
Grundlage sachlicher Kriterien arbeiten.
Folgende Punkte sind in diesem kritischen
Augenblick von besonderer Bedeutung.

Blockademechanismen überwinden
1. Damit aus dem Reformprozess stabile
staatliche Institutionen, eine gestärkte De-
mokratie und eine gestärkte Rechtsstaat-
lichkeit hervorgehen und die Europäische
Integration ermöglicht und beschleunigt
wird, ist es unverzichtbar, dass die Präsi-
dentschaft, die Regierungen und die Parla-
mente, einschließlich der Oppositionspar-
teien, von Bosnien und Herzegowina als
volle Partner integriert werden. Es muss
der Prozess einer nachhaltigen Verfas-
sungsreform eröffnet werden. In enger Zu-
sammenarbeit mit den USA sollte Europa
finanzielle, strukturelle und organisatori-
sche Unterstützung leisten, um einen er-
folgreichen Reformprozess zu ermögli-
chen.

2. Wir sind überzeugt, dass es für Bosnien
und Herzegowina eine stabile Zukunft nur
geben kann, wenn ein Ausgleich zwischen
dem demokratischen Mehrheitsprinzip
und der Berücksichtigung der Interessen
der drei konstitutiven Völker sowie anderer
Gruppen und Minderheiten gefunden
wird. Blockademechanismen, die durch
destruktive Handhabung des Friedensver-
trages von Dayton manifestiert wurden
und den Interessen aller Bürger zuwider-
laufen, müssen überwunden werden, in-
dem die diesbezüglichen Empfehlungen
des Europarates und der Venedig-Kommis-
sion implementiert werden.

Auf diese Weise kann sich Bosnien und
Herzegowina zu einer voll ausgereiften De-
mokratie entwickeln, dessen Verfassung
alle Erfordernisse der Europäischen Men-
schenrechtskonvention erfüllt. Wenn keine
Formel gefunden wird, das Entitätsabstim-
mungsverfahren zu ersetzen, werden diese
Blockademechanismen und diskriminie-
renden Verfassungsklauseln auch weiter-
hin dem Leben aller Bürger schaden und
die europäische Zukunft von Bosnien und
Herzegowina gefährden.

Die Verhandlungen, die in dieser Woche
stattgefunden haben, müssen den ersten
Schritt eines längeren Prozesses in Rich-
tung Europa bilden und die rechtsstaatli-
chen Normen stärken.

Schutzschirm für Reformprozess
Dabei ist es entscheidend, dass alle Partei-
en in keinem Zweifel über die Konsequen-
zen gelassen werden: Das Ende des jetzt
eingeleiteten Reformprozesses ist erst er-
reicht, wenn die Abschaffung des Entitäts-
abstimmungsverfahrens in seiner gegen-
wärtigen Form beschlossen ist, damit Bos-
nien und Herzegowina die notwendigen
Bedingungen für einen europäischen Staat
erfüllt.

3. Der Friedensimplementierungsrat muss
sich einen Reservemechanismus beibehal-
ten, um von internationaler Seite Bosnien
und Herzegowinas Frieden und Stabilität
auch nach der Schließung des Büros des
Hohen Repräsentanten zu garantieren.
Einen ähnlichen Fall bildete Deutsch-
land nach dem Zweiten Weltkrieg, als der
Alliierte Kontrollrat das ultimative Souve-
ränitätsrecht bis zur deutschen Vereini-
gung im Jahre 1990 beibehielt. Dieser Re-
servemechanismus wäre die ultima ratio in
extremis, wenn der Frieden, die Stabilität
oder die territoriale Integrität des Landes
gefährdet wären.

Wie die deutsche Nachkriegsgeschichte
gezeigt hat, bildet eine solche Reserve-
macht keinerlei Hindernis für eine weitere
EU-Integration und eine Nato-Mitglied-
schaft. Im Gegenteil: Sie wäre ein Schutz-
schirm, unter dem sich dieser Reformpro-
zess entwickeln kann, und eine verbindli-
che Verpflichtungserklärung der Internatio-
nalen Gemeinschaft gegenüber dem Land.

4. Anfang Oktober 2009 bewarb sich Bos-
nien und Herzegowina offiziell um eine
Aufnahme in den Nato-Aktionsplan für
eine Mitgliedschaft im Bündnis. Die
Länder des Lenkungsausschusses des
Friedensimplementierungsrates, d. h.
Deutschland, Frankreich, Italien, Kanada,
die Türkei, die USA, das Vereinigte König-
reich zusammen mit den EU-Ländern, die
der Nato angehören, haben es in ihrer
Hand, nun einen klaren Zeitplan für Bos-
nien und Herzegowinas Nato-Mitglied-
schaft bis 2011 zu beschließen. Bereits jetzt
unterstützt Bosnien und Herzegowina
weltweit die Nato-Operationen. Die Ein-
bindung in die Allianz ist eine wichtige Si-
cherheitsgarantie.

Zusätzlich zu den Nato-Mitgliedstaaten
Albanien und Kroatien muss dieses regi-
onale Sicherheitsnetz nun zügig durch
Bosnien und Herzegowina und Monteneg-
ro gestärkt werden. Deswegen verdient
auch die diesbezügliche US-Initiative der
Senatoren John Kerry und Richard Lugar
entsprechende Unterstützung.

5. Die Mitgliedstaaten der EU müssen die
Europäische Kommission beauftragen, die
Visapflicht für Bosnien und Herzegowina
unverzüglich aufzuheben, sobald die tech-
nischen Vorgaben der Visa-Roadmap er-
füllt sind. Bosnien und Herzegowina hat
außerordentliche Fortschritte gemacht,
dank klarer Vorgaben.

Visafreiheit für positives Europabild
Die EU hat das Recht und die Verpflich-
tung, strikt zu sein, aber jetzt sollte sie zei-
gen, dass sie fair ist and nicht Bosnien und
Herzegowina anders behandelt als seine
Nachbarn. Visafreies Reisen ist für die
Menschen von Bosnien und Herzegowina
entscheidend, um Europa positiv zu erle-
ben. Reisefreiheit sollte in den Verhand-
lungen nicht als Hebel benutzt werden.
Wenn Reisefreiheit nun von anderen politi-
schen Themen abhängig gemacht wird,
beschädigt dies die Glaubwürdigkeit der
Europäischen Kommission und der EU-
Mitgliedstaaten auf das Schwerste.
Paddy Ashdown, Wolfgang Petritsch und Christian
Schwarz-Schilling waren Hohe Repräsentanten in
Bosnien und Herzegowina.
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Sudelei auf einen Toten
Der Himmel über Klagenfurt, Thomas
Kramar, 20. Oktober
Es gab eine Zeit, da erwies man dem toten
Gegner noch Respekt – man schwieg zu-
mindest nach dem Grundsatz „De mortuis
nihil nisi bene“. Aber das ist leider auch für
mein Leibblatt „Die Presse“ lang vorbei. Die
Häme, die über Dr. Haider von einem Egyd
Gstättner ausgegossen wurde, zeugt von
einem solchen „Hass über den Tod hinaus“,
dass man es nur als Niedertracht bezeich-
nen kann. Ich war mit Haider bestimmt
nicht immer einer Meinung – aber so viel
Schmutz, wie ihm jetzt ins Grab nachge-
worfen wird, das zeugt von einer verab-
scheuungswürdigen Geisteshaltung, dass
man sich nur beschämt abwenden kann.
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Keine Chance ohne KHG
Die ÖVP hat kein Rezept gegen Heinz Fi-
scher, M. Salomon und Th. Prior, 20. 10.
Die ÖVP vielleicht nicht. Wenn sie nicht
auf KHG zurückgreift. Aber wenn FPÖ
und BZÖ mit ihren regierungserfahrenen
Kandidaten antreten, die im dankbaren
Andenken der Bevölkerung fest verankert
sind, dann wird auch bei Heinz Fischer
das große Zittern beginnen.
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